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Plangenehmigung gemäß § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben 
Hamm (Neubau): BÜ-Beseitigung Dierhagenweg und Neubau Haltepunkt Hamm-Westtünnen 

Bahn-km 130,376 bis 130,566 der Strecke 2930 Soest - Hamm, Az. 641pa/043-2021#028, vom 26.10.2021 

Auf Antrag der DB Station&Service AG, Regionalbereich West (Vorhabenträgerin, 

nachfolgend VT) erteilt das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) nach § 18 Abs. 1 Allgemeines 

Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. § 74 Abs. 6 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) folgende 

Plangenehmigung 

A. Verfügender Teil 

A.1 Genehmigung des Plans 

Der Plan für das Vorhaben Hamm (Neubau): BÜ-Beseitigung Dierhagenweg und Neubau 

Haltepunkt Hamm-Westtünnen, in Hamm, Bahn-km 130,376 bis 130,566 der Strecke 

2930,Soest - Hamm, wird mit den in dieser Genehmigung aufgeführten Nebenbestimmungen 

genehmigt. 

Gegenstand ist im Wesentlichen der Neubau des Haltepunktes Westtünnen einschließlich 

Nebenanlagen sowie die Beseitigung des Bahnübergangs 69, Dierhagenweg (km 130,562). 

A.2 Planunterlagen 

Der Plan besteht aus folgenden Unterlagen: 

Anlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Planungstand Bemerkung 
1 Erläuterungsbericht 02/2021 Genehmigt 
2.1 Übersichtskarte - Nur zur Information 
2.2 Übersichtsplan 
2.3 Übersichtslageplan 10.10.2019 Genehmigt 
3.1 Lageplan 08.02.2021 
4 Bauwerksverzeichnis, 7 Seiten 02/2021 
5.1 Grunderwerbsplan 08.02.2021 
6 Grunderwerbsverzeichnis, 4 Seiten 02/2021 
7.1 Bauwerksplan 08.02.2021 
8.1 Querschnitt 10.10.2019 
9 Kabel- und Leitungslagepläne - Nur zur Information 
10.1 Baustelleneinrichtungs- und Erschließungsplan 10.10.2019 Genehmigt 
11 Trassierung - Nur zur Information 
12.1 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP)… 
12.2 Maßnahmenblätter (FINK) 02/2021 Genehmigt 
13 Untersuchungen zu Schall und Erschütterungen - Nur zur Information 
14 Wasserrechtliche Belange 
15 Zustimmungserklärungen 
16 Lister der Träger öffentlicher Belange 
17 Vorab eingeholte Stellungnahmen 
18 Bodenverwertungs- und Entsorgungskonzept 
19 Unterlage zum Brand- und Katstrophenschutz 
20 „Kampfmittelfreiheitsbescheinigung“ 
21 EBA-Umwelterklärung 
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A.3 Besondere Entscheidungen: Wasserrechtliche Erlaubnis 

-entfällt-

Hinweis: Die Nebenbestimmungen der seitens der Stadt Hamm erteilten wasserrechtlichen 

Erlaubnis sind zu beachten. 

A.4 Konzentrationswirkung und formalrechtliche Hinweise 

Durch die Plangenehmigung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm berührten 

öffentlichen Belange festgestellt; neben der Plangenehmigung sind andere behördliche 

Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, 

Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht erforderlich (§ 18 

Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 VwVfG i. V. m. § 75 Abs. 1 VwVfG). 

A.5 Nebenbestimmungen 

A.5.1 Bauausführung 

a. Über ggf. erforderlich werdende nicht nur unwesentliche Abweichungen von diesem 

Bescheid ist das EBA, Fachbereich Planfeststellung, unverzüglich zu informieren. 

Das EBA behält sich die Entscheidung über ein dann ggf. notwendiges 

Planänderungs- oder ergänzungsverfahren vor. 

b. Die Plangenehmigungsunterlagen einschließlich evtl. erforderlicher bauaufsichtlicher 

Freigabedokumente sind auf oder in der Nähe der Baustelle vorzuhalten (Kopien 

genügen). 

c. Die bauausführenden Firmen sind bezüglich der Nebenbestimmungen dieses 

Beschlusses dokumentiert zu unterweisen und zu verpflichten. 

A.5.2 Schutz der Gewässer 

A.5.2.1 Auflage 

Aushubmassen dürfen nur so gelagert werden, dass eine Verunreinigung des Wassers oder 

eine sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften oder des Wasserabflusses nicht 

zu besorgen ist. 
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A.5.2.2 Hinweise 

• Bei Tätigkeiten, mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können, 

ist die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um eine 

Verunreinigung des Wassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner 

Eigenschaften zu verhüten. 

• Für Schäden, die durch den Bau oder den Betrieb der Anlage (einschließlich 

Nebenanlagen) entstehen, haftet die VT nach den allgemeinen wasser- und 

zivilrechtlichen Vorschriften. 

• Vorsätzliche oder fahrlässige Handlungen, die gegen die wasserrechtlichen 

Bestimmungen verstoßen, sowie die Nichtbeachtung der Nebenbestimmungen 

dieses Bescheids gelten gemäß § 103 Abs. 1 WHG als Ordnungswidrigkeit und 

können mit einer Geldbuße von bis zu 50.000,- € geahndet werden. 

• Eine ggfs. baubedingt aktuell noch nicht absehbare erforderlich werdende Benutzung 

der Gewässer bedarf der behördlichen Erlaubnis. 

A.5.3 Natur- und Artenschutz, Landschaftspflege 

A.5.3.1 Auflagen 

a. Rechtzeitig vor Baubeginn ist eine spezielle Umweltfachliche Bauüberwachung 

(UBÜ) für den Bereich Naturschutz nach den Maßgaben des EBA zu bestellen. 

Die Kontaktdaten der UBÜ sind den zuständigen Naturschutzbehörden vor 

Baubeginn mitzuteilen. 

Die VT hat die Aufgabenerfüllung der UBÜ im Rahmen ihrer Pflichten zu 

unterstützen. 

Die organisatorischen Vorgaben sind zu beachten. Hierzu gehören auch die 

Gewährleistung der Unabhängigkeit der UBÜ, ihr unmittelbarer Zugang zur 

Projektleitung sowie die ordnungsgemäße Wahrnehmung der Berichtspflichten. 

Die Berichte sind dem EBA, Außenstelle Köln, Sachbereich Planfeststellung, sowie 

den Naturschutzbehörden zur Kenntnis zu übersenden (elektronische Form genügt). 

b. Die in der naturschutzfachlichen Planung dargestellten Vermeidungs-, Minderungs-

und Kompensationsmaßnahmen sind wie genehmigt umzusetzen. 

c. Die Durchführung von Kompensationsmaßnahmen (Pflanzungen) müssen 

spätestens in der auf die Baufertigstellung folgenden Herbstpflanzzeit erfolgen. 

Bei der Anpflanzung der Hecke sind standortgerechte und autochthone Gehölze 

zu verwenden. Die gebietseigene Herkunft ist auf Verlangen nachzuweisen. 
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Die Naturschutzbehörden sind diesbezüglich nach Fertigstellung der Pflanzungen 

zeitnah zu informieren. 

d. Unvermeidbare Eingriffe in Pflanzenbestände (Schnitt-, Fäll- und Rodungsarbeiten) 

sind außerhalb des Zeitraumes vom 1.3 bis 30.9 eines Kalenderjahres 

durchzuführen. 

e. Vor Beginn der Baumaßnahmen ist der Wirkraum des Vorhabens durch die UBÜ 

hinsichtlich des Vorkommens planungsrelevanter Arten zu kontrollieren. 

Werden solche Arten aufgefunden, oder wird deren Vorkommen hinreichend 

sicher vermutet, ist die Art und Weise des weiteren Vorgehens vor Baufortsetzung 

mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

A.5.3.2 Hinweise 

• Benachbart im Wirkraum vorhandene Gehölze sind unter Beachtung der 

einschlägigen Regelwerke zu schützen. Hierzu zählt auch die Vermeidung von 

Wurzelbeeinträchtigungen, wie sie beispielsweise durch Bodenverdichtungen, 

Materialläger oder Fahrzeugabstellungen hervorgerufen werden können. 

• Bei der Durchführung der Maßnahmen sind die einschlägigen Gesetze und 

Normen zum fachgerechten Umgang mit Böden zu beachten. 

• Eine über den dargelegten Eingriffsbereich hinausgehende 

Flächeninanspruchnahme ist nicht zulässig. Die Baustellenabwicklung (Zufahrten, 

Baustraßen, Lagerflächen, Arbeitsräume etc.) hat in der geplanten Abgrenzung 

der Eingriffsbewertung zu erfolgen. 

• Für den Fall, dass naturschutzrechtliche Betroffenheiten ausgelöst werden, die 

über den Antragsgegenstand hinausgehen oder von diesem wesentlich 

abweichen, gilt der Hinweis zur Anzeigepflicht unter Nr. A.5.1 a. analog. 

• Bei der Beleuchtung des Haltepunktes sind – unter Beachtung der Vorgaben der 

Betriebs- und Verkehrssicherheitspflichten – möglichst insekten- und 

fledermausfreundliche Leuchtmittel zu verwenden. Neueste diesbezügliche 

wissenschaftliche Erkenntnisse sind ausführungsplanerisch zu würdigen. 
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A.5.4 Immissionsschutz 

A.5.4.1 Baubedingte Staubimmissionen 

Hinweis: Insbesondere bei trockenen und windigen Witterungsverhältnissen sowie bei 

Bauarbeiten, die zu Staubentwicklungen führen können, ist den Staubemissionen durch 

geeignete Maßnahmen (z.B. Feuchthalten des Materials) zu begegnen. 

A.5.4.2 Baulärm 

Sollten die Immissionsrichtwerte baubedingt um mehr als 5 dB(A) (Dezibel, A-bewertet), oder 

ggfs. der den Immissionsrichtwert bereits überschreitende tatsächliche akustische 

Lärmvorbelastungspegel um mehr als 3 dB (A) überschritten werden, sind durch die VT dem 

Stand der Technik entsprechende konkrete Schutz- und Lärmminderungsmaßnahmen zu 

ergreifen. 

Hinweis: Bei der Durchführung des Bauvorhabens ist die Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen - (AVV-Baulärm) in der aktuellen 

Fassung zu beachten. 

A.5.4.3 Bauliche Erschütterungen 

Die gutachterlich empfohlenen Maßnahmen zum Schutz der Nachbarschaft und das 

gebäudetechnische Beweissicherungsverfahren sind zu beachten und umzusetzen. 

A.5.5 Hinweise zu Abfallwirtschaft und Bodenschutz 

a. Eingriffe in den Untergrund im Bereich der Altablagerung 01505009 (mit Hausmüll 

verfüllte Grube südlich der Bahnlinie Hamm-Soest) sind nur unter fachgutachterlicher 

Aufsicht und baubegleitender Haufwerksbeprobung entsprechend dem 

Entsorgungskonzept zulässig. 

b. Anfallender Bodenaushub ist gemäß den abfallrechtlichen Bestimmungen 

ordnungsgemäß zu entsorgen. 

A.5.6 Hinweise zu Öffentlichen Ver- und Entsorgungsanlagen 

• Betroffene Leitungsträger sind rechtzeitig über den Beginn und die voraussichtliche 

Dauer der die Leitungen und Anlagen betreffenden Bauarbeiten zu informieren. 

• Infrastrukturleitungen sind, soweit sie innerhalb der Baufläche liegen, während der 

Bauzeit in Abstimmung mit den zuständigen Eigentümern und gemäß deren 
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Vorschriften möglichst in Betrieb zu halten und zu sichern. Ein möglichst 

unterbrechungsfreier Betrieb ist anzustreben. 

A.5.7 Straßen, Wege und Zufahrten 

Es sind geeignete Maßnahmen gegen das Verschleppen von Staub und Bodenaushub auf 

öffentliche Verkehrsflächen zu ergreifen. Vom Baustellenverkehr/- betrieb dennoch 

verursachte Verschmutzungen öffentlicher Straßen und Wege sind unverzüglich zu 

beseitigen. 

A.5.8 Kampfmittel 

Vor Baubeginn sind ausführungsplanerische Maßnahmen zum Schutz vor Kampfmitteln mit 

dem zuständigen Kampfmittelbeseitigungsdienst einvernehmlich abzustimmen. 

Hinweis: Sollte sich während der Bauarbeiten ein Verdacht auf das Vorhandensein von 

Blindgängern oder anderen Kampfmitteln ergeben oder solche aufgefunden werden, sind die 

Arbeiten sofort einzustellen und die nächstgelegene Polizeidienststelle, das Ordnungsamt 

oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu verständigen. Den Anweisungen der 

Ordnungsbehörden ist Folge zu leisten. 

A.5.9 Hinweise zur Inanspruchnahme von Grundeigentum 

• Der Baubeginn ist den betroffenen Eigentümern der in Anspruch zu nehmenden 

Grundstücke möglichst frühzeitig schriftlich mitzuteilen. 

• Die durch das Vorhaben bewirkten Eingriffe in Grundstücke Dritter sind so gering wie 

möglich zu halten. 

• Vor Baubeginn in den betreffenden Bereichen ist in Abstimmung mit dem jeweiligen 

Eigentümer eine Bestandsaufnahme als Grundlage für eine Beweissicherung 

durchzuführen. 

• Spätestens mit Fertigstellung der Baumaßnahme ist der festgehaltene ursprüngliche 

Zustand durch die VT wiederherzustellen, wenn feststeht, dass die aufgetretenen 

Schäden bzw. Veränderungen dem Bauvorhaben zuzurechnen sind. 

• Falls eine Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands eines zur Bauausführung 

benötigten Grundstücks nicht möglich ist, sind in Abstimmung mit dem Eigentümer 

die erforderlichen Anpassungsmaßnahmen vorzunehmen oder Entschädigungen zu 

leisten. 
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A.5.10 Hinweis zu Arbeiten im Bereich von Gleisen 

Zur Abwendung von Gefahren aus dem Eisenbahnbetrieb sind bei Arbeiten im Gleisbereich 

die Sicherheitsregelungen der für den Bahnbetrieb zuständigen Stelle zu beachten. 

A.5.11 Besondere Unterrichtungspflichten 

Die Zeitpunkte des Baubeginns und der Fertigstellung sind dem EBA, Außenstelle Köln, 

Sachbereich Planfeststellung, sowie den Naturschutzbehörden möglichst frühzeitig 

anzuzeigen. 

A.6 Zusagen der VT 

Soweit die VT im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder Absprachen getroffen hat 

und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung getragen hat, sind diese nur insoweit 

Gegenstand dieses Planfeststellungsbeschlusses, als sie ihren Niederschlag in den 

festgestellten Planunterlagen gefunden haben oder im Planfeststellungsbeschluss 

nachfolgend unter Nr. B.5 dokumentiert sind. 

Die VT hat die im Verfahren abgegebenen Zusagen nach Maßgabe dieses Bescheides 

einzuhalten. 

A.7 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge 

Die von Behörden und Stellen geäußerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden 

zurückgewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere Weise 

erledigt haben. 

A.8 Kosten 

Die Gebühr und die Auslagen für das Verfahren trägt die VT. Die Höhe der Gebühr und der 

Auslagen wird in einem gesonderten Bescheid festgesetzt. 
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B. Begründung 

B.1 Sachverhalt, Anlass und Ziele des Vorhabens 

Das Bauvorhaben hat im Wesentlichen den Neubau des Haltepunktes Westtünnen im km 

130,440 der Strecke 2930 einschließlich der direkt anschließenden Treppen und 

Zuwegungen sowie die Beseitigung des bestehenden BÜ 69, Dierhagenweg (km 130,562) 

zum Gegenstand. 

Weitere Einzelheiten sind den Planunterlagen zu entnehmen. 

B.2 Verfahren 

Die VT hat mit Schreiben vom 30.03.2021 (Datum des Antrags 22.03.2021), 

Gz. G.011440001, eine Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG für 

das Vorhaben beantragt. Der Antrag ist am 30.03.2021 beim EBA, Standort Essen, 

eingegangen. 

Mit Schreiben vom 28.04.2021 wurde die VT um Überarbeitung der Planunterlagen gebeten. 

Klarstellende Aussagen, präzisierende Selbstverpflichtungen und die Vorlage überarbeiteter 

Pläne erfolgten mit Schreiben vom 08.07.2021. Damit entfaltete sich die Anstoßwirkung. 

Mit verfahrensleitender Verfügung vom 16.08.2021, gleiches Gz., hat das EBA festgestellt, 

dass für das gegenständliche Vorhaben keine Verpflichtung auf Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung besteht (§§ 5 ff. Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung, nachfolgend UVPG). 

Das EBA beteiligte anschließend im Verfahren die Träger öffentlicher Belange Stadt Hamm, 

Bezirksregierung Arnsberg, den Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) sowie den 

Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL), und bat um Stellungnahme zur Planung. 

Die Stellungnahmen der Stadt sowie der Bezirksregierung gingen hier am 17. (Schriftform), 

bzw. 20.09.2021 (per E-Mail) ein. 

Der VRR verwies die Zuständigkeit zum Zweckverband NWL, und äußerte sich selber nicht 

zur Sache. Vom Zweckverband ging in der Folge keine Stellungnahme ein. 
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B.3 Verfahrensrechtliche Bewertung 

B.3.1 Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 Abs. 1 AEG i. 

V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG. Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschließlich der 

Bahnfernstromleitungen dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan vorher 

festgestellt ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten öffentlichen 

und privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der Abwägung zu 

berücksichtigen. 

An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann gemäß § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 

Abs. 6 VwVfG eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn 

a. Rechte anderer nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt werden oder die Betroffenen 

sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich 

einverstanden erklärt haben, 

b. mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berührt wird, das 

Benehmen hergestellt worden ist und 

c. nicht andere Rechtsvorschriften eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die den 

Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 VwVfG entsprechen muss. 

Die Voraussetzungen zur Erteilung einer Zulassung in Form einer Plangenehmigung liegen 

vor (Näheres siehe unter Nr. B.6). 

B.3.2 Zuständigkeit 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Gesetz über die Eisenbahnverkehrsverwaltung 

des Bundes (BEVVG) ist das EBA für den Erlass einer planungsrechtlichen Entscheidung 

nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG für Betriebsanlagen von Eisenbahnen des 

Bundes zuständig. Das Vorhaben bezieht sich auf Betriebsanlagen der 

Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB Netz AG. 

B.4 Umweltverträglichkeit 

Es handelt sich um ein Neuvorhaben gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1b) UVPG, das der allgemeinen 

Vorprüfung gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Nr. 14.8 Anlage 1 UVPG unterliegt, da es den 

Bau einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen zum Gegenstand hat. 

Für das Vorhaben wurde mit der verfahrensleitenden Verfügung vom 23.03.2021 (gleiches 

Geschäftszeichen) gemäß § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG (vorprüfungspflichtiges 
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Neuvorhaben) festgestellt, dass eine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

Das beantragte Vorhaben liegt räumlich innerhalb des Geltungsbereichs des rechtskräftigen 

Landschaftsplans Hamm-Süd der Stadt Hamm. 

Im Wirkbereich des Vorhabens befinden sich keine Schutzgebiete, wie z. B. Natura-2000-, 

Vogelschutz-, Naturschutz-, Wasserschutz-, Heilquellenschutzgebiete oder geschützte 

Denkmäler. 

Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen, die bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären, sind nicht zu erwarten. 

B.5 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens 

B.5.1 Planrechtfertigung 

Das hier beantragte und hiermit planungsrechtlich zugelassene Vorhaben der DB Netz AG 

ist Teil einer übergeordneten Maßnahme, die auf das Bestreben der Stadt Hamm als 

Straßenbaulastträger zurückgeht, und im vorliegenden, räumlich übergeordneten 

Bebauungsplanbereich u. a. die Beseitigung der höhengleichen Bahnübergänge sowie den 

Neubau eines neuen Haltepunktes vorsieht. Dies dient u. a. der Verbesserung der 

Verkehrsabwicklung und Erhöhung der Verkehrssicherheit. 

Die Planung ist damit im Sinne des Fachplanungsrechts „vernünftigerweise geboten“. 

B.5.2 Variantenentscheidung 

-entfällt-

B.5.3 Abschnittsbildung 

-entfällt-

B.5.4 Wasserhaushalt, Wasserrechtliche Erlaubnisse 

Die Konzentrationswirkung des § 75 Abs. 1 VwVfG umfasst nicht die Erteilung von 

wasserrechtlichen Erlaubnissen. Diese werden, falls erforderlich, als eigene, aber 

unselbständige Teile in planungsrechtliche Zulassungsentscheidungen integriert. 

Die Formulierung solcher Erlaubnisse ist in diesem Fall nicht erforderlich, da seitens der 

Stadt Hamm der VT auf Antrag hin mit Sachbescheid vom 04.09.2019 bereits eine 

Seite 13 von 20 



                  
        

              

 
 

 
    

 
 

           

        

         

          

           

           

           

            

     

             

         

          

       

     

           

        

           

 

         

            

           

        

    

          

        

   

       

            

          

      

Plangenehmigung gemäß § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwVfG für das Vorhaben 
Hamm (Neubau): BÜ-Beseitigung Dierhagenweg und Neubau Haltepunkt Hamm-Westtünnen 

Bahn-km 130,376 bis 130,566 der Strecke 2930 Soest - Hamm, Az. 641pa/043-2021#028, vom 26.10.2021 

wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung von Niederschlägen im Bereich der Anlage erteilt 

wurde. Dieser Bescheid liegt vor und gilt fort. 

Die erforderliche Zustimmung des Abwasserbeseitigungspflichtigen (Stadt Hamm) ist erfolgt. 

Anschluss- und Benutzungsgenehmigungsbescheide vom 13. und 16. 09.2019 liegen vor. 

Zur Erläuterung: Die Einleitung von Grundwasser oder Oberflächenwasser in die städtische 

Kanalisation bedarf der Zustimmung durch die kommunal zuständige Behörde. Dies gilt 

sowohl für bauzeitliche Einleitungen als auch für Einleitungen nach Solche Zustimmungen 

werden weder durch ggf. hier zu erteilende wasserrechtliche Erlaubnisse, noch durch die 

Konzentrationswirkung planungsrechtlicher Zulassungsentscheidungen ersetzt. 

Die Auflagen und Hinweise unter Nr. A.5.2 dienen dem besonderen Schutz der Gewässer. 

Das Risiko für die Umwelt wird wirksam vermindert. 

Der geplante Bauablauf wird durch die besonderen Vorsichtsmaßnahmen nicht wesentlich 

erschwert. Die Auflagen sind damit auch zumutbar. 

B.5.6 Naturschutz und Landschaftspflege 

Die ohnehin gesetzlich verpflichtenden, unter Nr. A.5.3 aber nochmals besonders genannten 

naturschutzrechtlichen Gebote, Verbote und Pflichten dienen der besonderen 

Umweltvorsorge. Ihre Präsenz im tenorierenden Teil soll die Wichtigkeit ihrer Beachtung 

verstärken. 

Andere Auflagen sind aus naturschutzrechtlichen Erwägungen heraus geboten und 

erscheinen geeignet, der Vermeidung, der Minimierung oder dem Ausgleich der Folgen des 

Eingriffs zu dienen. Teilweise dienen sie auch dazu, mögliche Verstöße gegen 

naturschutzrechtliche Störungs-, Beschädigungs-, oder Tötungsverbote zu vermeiden. Die 

Umwelt wird effizienter geschützt. 

Der Bauherr wird hierdurch nicht unverhältnismäßig belastet, der Bauablauf nicht 

unverhältnismäßig erschwert. Die Auflagen sind damit auch zumutbar. 

B.5.5 Immissionsschutz 

Betriebsbedingter Anlagenlärm, der nach Inbetriebnahme schädliche Umwelteinwirkungen 

zur Folge hätte, ist erkennbar nicht zu besorgen. Eine diesbezügliche mögliche Lärmquelle, 

die auf den Bahnsteigen zu installierende Lautsprecheranlage, wird technisch entsprechend 

ausgelegt, dies sagte die VT zu. 
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Maßgeblich für die Feststellung der Erheblichkeit und möglicher Ansprüche der 

Nachbarschaft auf Schallschutz ist die 16. Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes – Verkehrslärmschutzverordnung. 

Weder sind eine Erhöhung der momentan zugelassenen Streckengeschwindigkeit, noch 

bauliche Veränderungen an Gradiente oder Lage der Gleise mit Ausnahme der notwendigen 

Anpassungen der Soll-/ Ist-Lage im Rahmen der Instandhaltung vorgesehen. Daher sind die 

baulichen Maßnahmen als nicht erheblich im Sinne der Verkehrslärmschutzverordnung 

einzustufen. Die Anforderungen gemäß § 41 Bundes-Immissionsschutzgesetz sind nicht 

einschlägig. 

Eine fachgutachterliche Untersuchung nach der 16. BImSchV ist demnach nicht erforderlich. 

Hinsichtlich des zu erwartenden Baulärms sind die Richtwerte nach der Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen - (AVV-Baulärm) 

in der aktuellen Fassung, sowie die Empfehlungen des Baulärm- und 

Erschütterungsgutachtens (Anlage 13 der Planunterlagen) erkenntnisleitend. 

Die Minderungs- und Schutzmaßnahmen, die im Falle des Auftretens von erheblichen 

Belästigungen, die wesentlich über bestehende Vorbelastungen hinausgehen, umgesetzt 

werden müssen, sowie die Beweissicherungsmaßnahmen bezüglich möglicher 

Erschütterungseinwirkungen basieren auf Empfehlungen des o. g. Immissionsgutachtens. 

Baubedingt kommt es zu Überschreitungen der Immissionsrichtwerte zur Tagzeit. Die 

lärmintensiven Arbeiten erfolgen ausschließlich im Tagzeitraum, dies hat die VT zugesagt. 

Unter der Voraussetzung einer vollständigen Erfüllung der geplanten Schutz-, Vermeidungs-

und Minimierungsmaßnahmen ergibt sich für eisenbahnrechtliche Planvorhaben allein aus 

einer absehbaren verbleibenden Überschreitung der Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm 

zur Tagzeit keine erhebliche nachteilige Umweltauswirkung. 

Das o. g. Immissionsgutachten listet verschiedene Schutzmaßnahmen auf. Die Dringlichkeit 

der Beachtung und Umsetzung zum Schutz der Nachbarschaft wird durch ihre Präsenz in 

Form von Auflagen im tenorierenden Teil verstärkt. 

Die Auflage zur Durchführung eines Beweissicherungsverfahrens dient 

darüberhinausgehend der zweifelsfreien Ursachenabgrenzung hinsichtlich derzeit nicht 

erwarteter, aber potenziell nicht gänzlich auszuschließender auftretender Schäden an 

einzelnen Gebäuden in der unmittelbaren Nachbarschaft. Die potenziell betroffenen Objekte 

sind im Gutachten konkret benannt. 
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Die Auflagen zum Immissionsschutz insgesamt erscheinen geeignet, baubedingte erhebliche 

Belästigungen und Schäden durch Immissionen gemäß dem Stand der Technik zu 

vermeiden, zu vermindern, oder zu kompensieren, und damit dem nachbarschaftlichen 

Immissionsschutzgebot Rechnung zu tragen. Sie vermindern effektiv schädliche 

Umweltauswirkungen, bzw. erhebliche Betroffenheiten. 

Sie erschweren den Bauablauf nicht erheblich. Die Auflagen sind damit auch zumutbar. 

Die VT verpflichtete sich, entsprechende Maßnahmen ggf. umzusetzen. 

B.5.6 Straßen, Wege und Zufahrten 

Da das vorliegende Bauvorhaben Bestandteil der Gesamtmaßnahme zum Rückbau der 

beiden Bahnübergänge (BÜ) Südfeldweg und Dierhagenweg in Verbindung mit dem 

geplanten Neubau der EÜ Südfeldweg und dem geplanten Haltepunkt „Westtünnen“ ist, sind 

Neubau EÜ und Rückbau der BÜ zeitlich so zu koordinieren, dass die Strecke im räumlichen 

Bereich während der Bauphase ohne unzumutbare Umwege durch Kraftfahrzeuge gequert 

werden kann. 

Hierfür ist zunächst die geplante EÜ Südfeldweg herzustellen, für deren Bauzeit die 

Funktionalität des vorhandenen BÜ Südfeldweg beizubehalten ist. Diese unmittelbar 

benachbarte ebenfalls planungsrechtlich relevante Baumaßnahme wird durch eine andere 

Vorhabenträgerin realisiert. 

Der Neubau des Haltepunkts Hamm-Westtünnen erfordert eine Schließung des 

vorhandenen benachbarten BÜ Dierhagenweg. 

Anmerkung: Die „Zug-um-Zug-Prozessplanung“ wurde im Vorfeld mit der Stadt Hamm 

abgestimmt. Die VT sagte die Umsetzung zu. 

B.5.7 Kampfmittel 

Das Vorhandensein von Kampfmitteln kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht sicher 

ausgeschlossen werden. 

Sollten sich Hinweise auf das Vorhandensein ergeben, kann die gebotene vorsorgliche 

Einschaltung der Fachbehörde helfen, Gefährdungen zu vermeiden. 

Die Auflagen betreffen den Arbeitsschutz, den Schutz von Menschen, die sich in der Nähe 

der Baustelle aufhalten, sowie den Sachschutz in der Nachbarschaft. 

Der geplante Bauablauf wird demgegenüber durch die besondere Vorsichtsmaßnahme nicht 

erheblich erschwert. Die Auflagen sind somit auch zumutbar. 
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B.5.8 Unterrichtungspflichten 

Die Unterrichtungspflichten betreffen die Sicherstellung der Genehmigungskonformität und 

dienen u. a. dazu, Behörden in die Lage zu versetzen, ihrer Kontrollpflicht (z. B. 

Vollzugskontrollen) nachzukommen, oder die Bauausführung aktiv zu begleiten. Sie dienen 

damit dem öffentlichen Interesse eines regelkonformen Bauablaufs. 

Der Bauablauf wird durch diese Pflichten nicht erheblich erschwert. Die Auflagen sind somit 

auch zumutbar. 

B.6 Gesamtabwägung 

B.6.1 Beteiligungsverfahren 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurde mit den betroffenen Trägern öffentlicher 

Belange das Benehmen hergestellt. 

Die Stellungnahme der Stadt Hamm vom 17.09.2021 enthält keine grundsätzlichen 

Bedenken oder Forderungen. Dies betrifft auch die dauerhafte Nutzung ihrer Flächen durch 

die VT für die Durchführung der naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahme, siehe 

unten. 

Empfehlungen der Stadt zu Auflagen und Hinweisen finden sich - zum Teil sinngemäß- im 

tenorierenden Teil unter Nr. A.5. 

Die Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg vom 20.09.2021 enthält keine 

grundsätzlichen Bedenken, weist auf aber auf formale planerische Widersprüche hinsichtlich 

der aus ihrer Sicht fehlenden verbindlichen eigentumsrechtlichen Sicherung einer 

Kompensationsmaßnahme in Form einer Heckenpflanzung hin. 

Der gültige Bebauungsplan sieht auf der aktuell jetzt für eine Heckenpflanzung 

vorgesehenen Fläche noch eine andere Nutzung vor. Eine möglicherweise notwendige 

Anpassung des B-Plans ist allerdings nicht Bestandteil dieser Zulassung und obläge der 

Stadt Hamm. Die Stadt Hamm meldet aber keine Bedenken gegen die hier geplante Art der 

Nutzung an (siehe oben). Sie bestätigt darüber hinaus die derzeitig diesbezüglich 

stattfindende Prüfung der Anpassung des Bebauungsplanes. 

Damit ist die rechtssichere Umsetzung der Planung diesbezüglich hinreichend sichergestellt. 

Empfehlungen der Bezirksregierung zum Natur- und Artenschutz finden sich - zum Teil 

sinngemäß- im tenorierenden Teil unter Nr. A.5. 
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Einzelne Forderungen, Empfehlungen und Hinweise der Träger öffentlicher Belange finden 

sich ggf. nicht oder nur sinngemäß in diesen Bescheid. Ausschlaggebend hierfür sind 

möglicherweise folgende Gründe: 

• Bezugnahmen auf Sachverhalte, die Gegenstand der technischen 

Ausführungsplanung sind, 

• Formulierungen, die gegen Datenschutzbestimmungen verstoßen, 

• Hinweise oder Forderungen bezüglich ohnehin geltender gesetzlicher 

Verpflichtungen, ohne dass eine Besorgnis der Nichterfüllung bestünde, 

• Nichtberücksichtigung schriftlich in den Planunterlagen genannter 

Selbstverpflichtungen der VT, 

• Kein öffentlich-rechtlicher Ordnungsbezug, oder 

• Anzweifeln der vorliegenden Variantenentscheidung bzw. der Planrechtfertigung. 

B.6.2 Betroffenheiten Dritter 

Es liegen eigentumsrechtliche Betroffenheiten Dritter vor. 

Die privatrechtlich Betroffenen erklärten ihr Einverständnis zur Planung, die entsprechenden 

Schreiben liegen vor. 

Weitere durch die Planänderung ausgelösten Betroffenheiten Dritter sind vorliegend nicht 

erkennbar. 

B.6.3 Andere Rechtsvorschriften: Öffentlichkeitsbeteiligung 

Andere Rechtsvorschriften, die eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorschreiben würden, die den 

Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 VwVfG entsprechen müssen, sind 

hier nicht einschlägig. 

B.6.4 Ergebnis 

Am antragsgegenständlichen Vorhaben besteht ein öffentliches Interesse. 

Die Planfeststellungsbehörde hat die unterschiedlichen öffentlichen und privaten Belange 

ermittelt, alle Belange in die Abwägung eingestellt und diese gegeneinander und 

untereinander abgewogen. 

Die Voraussetzungen zur Erteilung einer Zulassung in Form einer Plangenehmigung liegen 

vor. 
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Danach kann der Plan genehmigt werden. Die mit dem Vorhaben verbundenen 

Beeinträchtigungen werden bei Beachtung aller Zusagen, Nebenbestimmungen und 

Hinweise auf das notwendige Maß beschränkt. 

B.7 Entscheidung über Gebühr und Auslagen 

Die Entscheidung über die Gebühr und die Auslagen für diese individuell zurechenbare 

öffentliche Leistung des EBA beruht auf § 3 Abs. 4 Satz 1 

Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz (BEVVG) i. V. m. der Verordnung über die 

Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 

(BEGebV). 
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C. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen den vorstehenden Planänderungsbescheid kann innerhalb eines Monats nach 

Zustellung Klage beim 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 

Aegidiikirchplatz 5 

48143 Münster 

erhoben werden. 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur 

Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. 

Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Köln 
Köln, den 26.10.2021 
Az. 641pa/043-2021#028 
EVH-Nr. 3455993 

Im Auftrag 

(Dienstsiegel) 
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